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zur Arbeit in einen VEB delegiert, dann bleiben sein Mit- 
gliedschaftsverhältnis und sein Anspruch auf die Führung 
einer persönlichen Hauswirtschaft ebenfalls erhalten. In 
der Regel wird er jedoch nach dem zutreffenden RKV vom 
volkseigenen Betrieb entlohnt, und er ist damit durch die 
Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten ver­
sichert. Erleidet er in dieser Zeit einen Unfall in seiner 
persönlichen Hauswirtschaft, dann erhält er den besonde­
ren Schutz wie bei einem Arbeitsunfall nicht mehr, weil 
die Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten keine 
Regelung kennt, die dem § 90 Abs. 3 der VO über die So­
zialversicherung bei der Staatlichen Versicherung der DDR 
entspricht.7

Eine Schadenersatzpflicht der LPG entsteht jedoch nicht, 
weil es an einem wesentlichen Merkmal, nämlich an dem 
Zusammenhang des Unfalls mit dem Arbeitsprozeß fehlt. 
Als Arbeitsprozeß im Sinne dieser Regelung ist nur die 
Arbeit in der LPG (oder in einem Delegierungsbetrieb) als 
Erfüllung der Hauptpflicht des Genossenschaftsbauern aus 
dem Mitgliedschaftsverhältnis zu verstehen. Mit der per­
sönlichen Hauswirtschaft haben die Genossenschaftsmit­
glieder demgegenüber die Möglichkeit, persönliche Inter­
essen n e b e n  ihrer Arbeit in der Genossenschaft wahr­
zunehmen.
Benutzt allerdings ein Genossenschaftsbauer zur Versor­
gung seiner persönlichen Hauswirtschaft im Einverständ­
nis mit der LPG genossenschaftliche Geräte, Maschinen und 
Traktoren und (erleidet er dabei einen Unfall, dann ist 
m. E. zu prüfen, ob die Genossenschaft ihren Verpflichtun­
gen zur ordnungsgemäßen Instandhaltung und Wartung 
der Technik nachgekommen ist und ob sie sich davon über­
zeugt hat, daß der Genossenschaftsbauer zu deren Bedie­
nung befugt ist. Der „Zusammenhang mit dem Arbeits- 
prozeß1* wäre zwar in einem solchen Fall gleichfalls nicht 
gegeben; die LPG wäre jedoch gemäß Ziff. 59 Abs. 1 MSt 
aus ihrer allgemeinen Schadenersatzpflicht heraus schaden­
ersatzpflichtig.

Umfang der Schadenersatzpflicht

Da die Musterstatuten keine detaillierte Ausgestaltung des 
Umfangs der Schadenersatzpflicht der Genossenschaft ent­
halten, sind die entsprechenden Regelungen des Arbeits­
rechts ergänzend heranzuziehen.8 Im konkreten Fall sind 
das die §§ 268, 269 AGB. Danach umfaßt der Schadenersatz­
anspruch eines Genossenschaftsbauern gegenüber der LPG 
bei Arbeitsunfall die entgangenen und noch entgehenden 
auf Arbeit beruhenden Einkünfte, einschließlich der Min­
derung der Rentenansprüche.

Dazu gehört der Verdienst des Genossenschaftsbauern 
aus dem Arbeitsrvenhältnis, einschließlich Prämien, der Ver­
gütung für Neuerertätigkeit und Einkünften aus Feier­
abendtätigkeit. Dazu ist aber auch die Vergütung für die 
Bodenanteile zu rechnen, da deren Auszahlung von der 
Erfüllung der genossenschaftlichen Arbeitspflichten ab­
hängt, ' die bei einem Arbeitsunfall oder einer Berufs­
krankheit u. U. nicht erreicht werden können. Die Scha­
denersatzpflicht der LPG umfaßt weiter die Vergütung für 
nicht in Anspruch genommene Naturalien und die entgan­
genen Einkünfte aus der persönlichen Hauswirtschaft9 bzw. 
aus der individuellen Wirtschaft. Meines Erachtens sind 
für die; nähere Bestimmung dieser Ansprüche die von der 
Arbeitsrechtsprechung herausgearbeiteten und auf der Ple­
nartagung des Obersten Gerichts vom 30. August 1972 zu­
sammengefaßten Grundsätze10 heranzuziehen, weil sie für 
die LPG-Rechtsverhältnisse die gleiche Bedeutung haben.

Zum Schadenersatzanspruch des Genossenschaftsbauern 
gehören weiter die notwendigen Mehraufwendungen, ins­
besondere zur Wiederherstellung der Gesundheit und der 
Arbeitsfähigkeit sowie zur Teilnahme am Arbeitsprozeß 
und am gesellschaftlichen Leben.

Insoweit müssen berücksichtigt werden: die Auswirkun­

gen der Körperbeschädigung, die bisherige und die künf­
tig mögliche Tätigkeit, etwa notwendig werdende Umschu­
lungen oder wegen des Arbeitsunfalls nicht aufgenommene 
bzw. abgebrochene Qualifizierungsmaßnahmen sowie die 
Einschränkung der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, 
an politischen, kulturellen und sportlichen Veranstaltun­
gen. Auch hier gilt diejenige Orientierung, die das Oberste 
Gericht auf der o. g. Plenartagung gegeben hat. So können 
z. B. Werktätige, die infolge Arbeitsunfalls stationär behan­
delt werden müssen, den Ersatz der Fahrtkosten geltend 
machen,) die ihren Familienangehörigen durch den Besuch 
im Krankenhaus entstanden sind.

Schließlich gehört zu den Schadenersatzansprüchen der 
Ersatz des Sachschadens.

Nach § 269 Abs. 1 AGB hat der Betrieb bei einem töd­
lichen Arbeitsunfall den Hinterbliebenen den durch Ver­
lust des gesetzlichen Unterhaltsanspruchs entstandenen 
Schaden zu ersetzen. Er hat auch die Bestattungskosten zu 
tragen (§269 Abs. 1 Satz 2 AGB). Zur Feststellung, ob und 
in welcher Höhe eine Schadenersatzrente für die Hinter­
bliebenen berechtigt ist, sind die Bestimmungen des Fami­
lienrechts heranzuziehen. Dabei ist m. E. vom Grundsatz 
der Gleichberechtigung der Ehepartner für den Beitrag 
zum gemeinsamen Haushalt und zur Bestreitung der Auf­
wendungen auszugehen.11
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